
Wissen Sie, wofür die drei Buchstaben SRG 
stehen? Okay, für die Schweizerische Radio- 
und Fernsehgesellschaft. Eine angesehene 
Institution im Land, mit 24 Fernseh- und 
Radiostationen, vom Schweizer Fernsehen SRF 
bis zum Popsender Rete Tre. Doch seit rund 
einem halben Jahr ist beim jährlich mit über 
einer Milliarde Franken alimentierten Medien-
haus nichts, wie es einmal war. 
Die Führung um Roger de Weck 
befindet sich im Kampagnen
modus. Die drei Buchstaben 
SRG könnten auch für Schweizer 
Reklame-Gruppe stehen. 

Grund ist der Urnengang vom 
14. Juni. An diesem Tag gehts 
mit der Revision des Radio- und 
TV-Gesetzes um die Zukunft der Billag-Gebüh-
ren. De Weck und Co. wollen, dass das Volk 
Ja zur Revision sagt. Dann gibts künftig für 
alle Haushalte und rund ein Drittel der hiesigen 

Firmen ein Jahresabo für Radio und Fernse-
hen. Egal, ob sie nun SRG-Kanäle nutzen oder 
nicht. Diese neue Abgabe ist dem Gewerbe-
verband ein Dorn im Auge. Mit dem Slogan 
«Nein zur Billag-Mediensteuer» und Exponen-
ten von SVP und FDP im Rücken hält er dage-
gen. Doch weil mit der Revision für jeden 
Haushalt die Gebühren sinken, wird es der 

Verband schwer haben. Zudem 
kämpft er gegen einen Gegner 
unter Heimatschutz: Die SRG ist 
wegen ihrer kolossalen Reichwei-
te beim Schweizer Publikum so 
gut verankert wie das Gipfelkreuz 
auf dem Matterhorn.   

Umso mehr erstaunt, wie plump 
der Milliardenladen die Anhän-

gerschaft mobilisiert und das Publikum ein-
seift. Als wäre man plötzlich in einer akuten 
Sinnkrise. Zuerst rief de Wecks Chef Raymond 
Loretan im letzten Jahr an einer nationalen 

Mitgliedertagung zum Kampf für die Verteidi-
gung des Service public auf. Dieser wird nun 
eisern von den Regionalvereinen geführt. So 
rührte die SRG-Zentralschweiz aufdringlich und  
verdreht die Werbetrommel für ein Gebühren-
podium vom letzten Dienstag in Zug. Die 
Debatte leitete nicht etwa eine unabhängige 
Stimme, sondern TV-Moderatorin Karin Frei, 
für deren Lohn die Gebührenzahler aufkom-
men. Zuvor hatte das Regionaljournal natürlich 
einen Hinweis auf die Veranstaltung verbreitet.  

Mit solchen Kampagnen zerstört das 
Medienhaus das Fundament, auf dem es 
steht. Es ist höchste Zeit, die Grenzen des 
Service public abzustecken.  
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Haben Sie es gemerkt?  
Es gibt plötzlich neue Kategorien 
von Bürgerinnen und Bürgern  
in unserem Land. Die einen  
sind wütig und werden deshalb  
Wutbürger genannt. 

Die andern können nicht 
anders, als zu müssen – ich nen-
ne sie deshalb Verpflichtungsbür-
ger. Sie wissen schon, von wem 
ich rede: Von jenen, die ihre Bür-
gerpflicht in erster Linie darin se-
hen, sich zu empören. Das sind 
die einen. Die andern: Eigentlich 
wollen sie nicht, aber eine höhere 
Macht ruft ihnen zu: Mensch, 
du musst, weil es deine Pflicht 
ist zu dienen. Vorzugsweise dem 
Vaterland.

Beispiele gefällig? Ein gleichsam 
institutioneller Wutbürger ist der 
Fraktionschef der SVP im Aar
gauer Grossen Rat. Er packt 
seine politischen Absichten, die 
sich in der Abwehr und Abschaf-
fung alles Kommunistischen und  
Sozialistischen – Grünes inbegrif-
fen – kondensieren, in diffamie-
rende Voten gegen alle, die dem 
Staat auf der Tasche liegen. Von 
Asylanten bis Sozialschmarotzern 
– um in seiner Diktion zu bleiben. 

Das kommt an bei den gewöhn-
lichen Wutbürgern, denen auf  
bestimmte Reiz- und Schlagworte 
reflexartig die Galle hochkommt. 
Zum Beispiel wenn er von Asyl- 
suchenden aus Afrika spricht,  
die sich vor der Fahrt übers  
Mittelmeer die Armani-Anzüge 
abstreiften und sich in Lumpen 
hüllten, um in Italien als Flüchtlin-
ge durchzugehen. Oder von  
unbegleiteten Minderjährigen, die 
unnötigerweise für ein Heiden-
geld in teuren Institutionen unter-
gebracht würden.

Nicht viel besser sind Verpflich-
tungsbürger à la Roger Köppel, 
der in Anlehnung an Luther – 
«Hier stehe ich, ich kann nicht an-
ders» –, vielleicht aber mehr noch 
in Huldigung an einen Übervater 
etwas Zwanghaftes spürt, in die 
Politik einzusteigen, um dem Land 
das zu geben, was es von ihm 
erwarten darf, weil es anders 
nicht geht und es andere schon 
gar nicht können. 

Die unausgesprochene Selbst- 
deklaration ist klar: Es sind 
schwere Zeiten, da braucht es  
die besten Leute. Eine Wahl  
habe ich nicht. Nur gewählt  
werden muss ich noch.

Wenigstens das. Ansonsten  
bin ich der Meinung: Die Wut- 
und Muss-dann-mal-Bürger,  
vor allem jene mit Mandat und  
Mission, tun der Demokratie  
nicht gut. Sie behaupten, sie am 
Leben zu halten. Dabei laugen  
sie sie aus. Das macht mich  
wütig. Als Nicht-Wutbürgerin.  
Fast zwanghaft.

Susanne Hochuli ist  
Regierungsrätin der Grünen  
im Kanton Aargau.

Neue Bürger  
erobern  
das Land

Hochuli
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Wie steht es um die Gleichstellung 
der Geschlechter – hier in der 
Schweiz und in den Schweizer Part-
nerländern des Südens und Ostens? 
2015 bietet sich als Zeitmarke an, 
um vertieft darüber nachzudenken, 
denn für die Gleichstellung von 
Frauen und Männern ist es ein be-
sonderes Jahr: Vor 20 Jahren, an 
der Weltfrauenkonferenz von 1995 
in China, wurden die Beijing-
Deklaration und die Aktionsplatt-
form für die Gleichstellung der Ge-
schlechter verabschiedet. 

Vier Jahre später lancierte auch 
die Schweiz einen nationalen Ak-
tionsplan. 2015 ist auch das Jahr, 
in dem die Millennium-Entwick-
lungsziele auslaufen und die Welt-
gemeinschaft – im September – die 
Folgeagenda für eine nachhaltige 
Entwicklung verabschieden wird. 
Der diesjährige internationale 
Frauentag ist daher ein guter Mo-
ment, Bilanz zu ziehen und nach 
vorne zu schauen.

Zweifellos, es wurde viel er-
reicht. Substanzielle Verbesserung 
des Bildungsniveaus von Frauen, 
das Recht auf Schwangerschafts-
abbruch, bezahlter Mutterschafts-
urlaub und die Festlegung der 
häuslichen Gewalt als Offizialde-
likt sind nur einige der Errungen-
schaften. 

Wenden wir den Blick nach Süden 
und Osten, wo sich die Deza für 
Armutsbekämpfung und nachhal-
tige Entwicklung einsetzt. Auch 
hier sind beachtliche Fortschritte 
zu vermelden: Die Armutsrate 
wurde halbiert, die paritätische 
Einschulungsrate von Mädchen 
und Jungen ist fast erreicht, und 
der Zugang für Frauen zum Ar-
beitsmarkt und in die Politik hat 
sich verbessert. 

Diese Resultate sind positiv, sie 
sind allerdings ungleich verteilt: 
70 Prozent der in äusserster Armut 
lebenden Menschen sind Frauen. 
Armut hat demnach nach wie vor 
eine ausgeprägte Genderdimensi-
on und betrifft Frauen in ländli-
chen Gebieten sowie in Ländern, 
die von Konflikten betroffen sind, 
ganz besonders.  

Gleiche Chancen und Rechte 
sind für diese Frauen noch keine 
Realität. Ihr wirtschaftliches Po-
tenzial wird nur ungenügend aus-
geschöpft. Wir sind auch 20 Jahre 
nach Beijing und 15 Jahre nach der 
Millenniumsdeklaration noch im-
mer unterwegs. 

Wenn wir einen Schritt weiter-
kommen möchten, ist der Fokus 
auf die Wirtschaft zentral. Ökono-
mien wachsen, wenn Frauen be-
rufstätig sind. Dies gilt für die 

Schweiz genauso wie für die Ent-
wicklungsländer: In den 15 gröss-
ten Entwicklungsökonomien 
könnte das Prokopfeinkommen 
um 14 Prozent bis 2020 und um 
20 Prozent bis 2030 wachsen, 
wenn Frauen gleichermassen er-
werbstätig wären wie Männer. Was 
aber hindert Frauen daran, arbei-
ten zu gehen – hier wie dort?

Wir wissen inzwischen, dass die 
Belastung durch unbezahlte Haus-
halts- und Familienarbeit ein kriti-
scher Faktor ist. Wer sich im Haus-
halt und in der Kinderbetreuung 
engagiert und in welchem Aus-
mass, ist stark durch soziale Nor-
men und festgefügte Genderrollen 
geprägt. 

Die Deza nimmt diese Fragen in 
den Projekten in den Partnerlän-
dern auf. So konnte im Rusht Val-
ley in Tadschikistan mit der neu-
en Wasserversorgung und den 
Zapfstellen im Dorf der Aufwand 
für Haushaltsarbeit von sechs auf 
zwei bis drei Stunden täglich ver-
ringert werden.

Auf nationaler Ebene führt die 
Schweiz einen Menschenrechts-
dialog, bei dem die Rechte der 
Frauen im Zentrum stehen, und 
unterstützt die Regierung bei der 
Umsetzung des neuen Gesetzes 
zur Bekämpfung der weit verbrei-
ten häuslichen Gewalt. 

Für die neue Entwicklungs
agenda gilt es, auf den wichtigen 
Errungenschaften der letzten Jahr-
zehnte aufzubauen – und einen 
Schritt weiter zu gehen. Die Deza 
Schweiz stellt die Gleichstellung 
der Geschlechter daher ganz ins 
Zentrum: Es gilt, soziale und recht-
liche Diskriminierungen zu über-
winden, ein gewaltfreies Leben für 
alle zu ermöglichen und Frauen 
politisch und ökonomisch zu stär-
ken. Dafür müssen sich Männer 
und Frauen gemeinsam einsetzen. 
Dann erst dann kann Entwicklung 
in allen Dimensionen nachhaltig 
sein – ökonomisch, ökologisch und 
sozial.

Einen Schritt weiter
Heute ist Frauentag. Für Maya Tissafi gibt es trotz grosser Fortschritte noch immer viel zu tun,  

denn gleiche Chancen und Rechte sind für viele Frauen längst keine Realität

Maya Tissafi, stellvertretende 
Direktorin der Direktion für  
Entwicklung und Zusammen
arbeit (Deza) und Leiterin  
des Bereichs Regionale 
Zusammenarbeit
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